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§   1

Firma der Gesellschaft, Sitz 

Die Gesellschaft führt die Firma Hamburg Marketing GmbH (HMG). Ihr Sitz ist Ham-

burg. 

§   2

Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Steigerung der nationalen und internatio-

nalen Bekanntheit Hamburgs als Stadt und Metropolregion durch effektives, pro-

fessionelles und profiliertes Standortmarketing. Sie soll in ihrer Funktion als Hol-

ding-Mutter als zentrale Steuerungsinstanz für übergreifende Marketing-Aspekte

der Außendarstellung Hamburgs und der Metropolregion gegenüber allen relevan-

ten Akteuren fungieren. Dabei wird sie sich auf die strategische Ausrichtung des

Hamburg Marketings sowie auf die Erarbeitung und ggf. Umsetzung strategischer

Kommunikationskonzepte konzentrieren sowie Werbe- und Marketingdienstleis-

tungen erbringen. Die Hamburg Marketing Gesellschaft (HMG) bestimmt auch die

strategischen Ziele der Hamburgischen Gesellschaft für Wirtschaftsförderung

(HWF) und Hamburg Tourismus GmbH (HHT) als Elemente des Gesamtmarke-

tings und trägt solchermaßen zur systematischen Verzahnung dieser Bereiche

bei, um auf diesem Wege ein unternehmensübergreifendes globales Hamburg

Marketing zu realisieren. Als Holding übernimmt die Gesellschaft Querschnitts-,

Beratungs- und Sonderaufgaben (vgl. Bürgerschaftsdrucksache 19/6161 „Stär-

kung des Hamburg Marketings durch die Verknüpfung städtischer Gesellschaften

über eine Holding-Struktur“ vom 11.05.2010).

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, alle mit dem Gegenstand des Unternehmens im

Zusammenhang stehenden Hilfs- und Nebengeschäfte durchzuführen.

(3) Das Unternehmen hat die sonstigen vom Senat festgelegten öffentlichen Interes-

sen zu beachten, z.B. arbeitsmarkt- und ausbildungspolitische Zielsetzungen. 
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§   3

Stammkapital, Geschäftsanteile

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 100.000 Euro.

(2) Von dem Stammkapital entfallen auf die Freie und Hansestadt Hamburg 77.500

Euro, auf die Handelskammer Hamburg 15.000 Euro und jeweils 500 Euro auf die

Landkreise Ludwigslust, Cuxhaven, Harburg, Lüchow-Dannenberg, Lüneburg,

Rotenburg (Wümme), Soltau-Fallingbostel, Stade und Uelzen sowie die Kreise

Herzogtum-Lauenburg, Pinneberg, Segeberg, Steinburg, Stormarn und Dithmar-

schen.

(3) Die Veräußerung und Abtretung von Geschäftsanteilen oder Teilen eines Ge-

schäftsanteils bedarf der vorherigen Zustimmung der Gesellschafterversamm-

lung.

§   4

Organe der Gesellschaft

Die Organe der Gesellschaft sind 

1. der oder die Geschäftsführer bzw. Geschäftsführerinnen („die Geschäftsfüh-

rung“),

2. der Aufsichtsrat,

3. die Gesellschafterversammlung

§   5

Geschäftsführung

Die Gesellschaft hat mehrere Geschäftsführer bzw. Geschäftsführerinnen. Für die Ge-

schäftsführungen der Tochtergesellschaften HWF und HHT ist jeweils mindestens ein

Geschäftsführer bzw. eine Geschäftsführerin der HMG zum Geschäftsführer bzw. zur

Geschäftsführerin zu bestellen.
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§   6

Vertretung der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer/Geschäftsführerinnen gemein-

schaftlich oder durch einen Geschäftsführer/eine Geschäftsführerin zusammen

mit einem Prokuristen/einer Prokuristin vertreten.

(2) Ist vorübergehend ausnahmsweise nur ein Geschäftsführer bzw. eine Geschäfts-

führerin bestellt, ist dieser/diese allein vertretungsberechtigt.

§   7

Aufsichtsrat; Zusammensetzung, Wahl

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zwölf Mitgliedern. Der Erste Bürgermeister der Frei-

en und Hansestadt Hamburg ist Mitglied des Aufsichtsrates und übernimmt den

Vorsitz im Aufsichtsrat. Sechs weitere Mitglieder werden von der Freien und Han-

sestadt Hamburg entsandt. Drei Mitglieder werden von der Handelskammer Ham-

burg und zwei von den Kreisen und Landkreisen der Metropolregion Hamburg

entsandt.

(2) Alle Mitglieder des Aufsichtsrates können längstens auf die nach § 102 des Akti-

engesetzes zulässige Zeit bestellt werden. Wiederbestellung ist zulässig.

(3) Gleichzeitig mit den Aufsichtsratsmitgliedern kann für ein oder mehrere bestimmte

Mitglieder jeweils ein Ersatzmitglied bestellt werden, das bei Ausscheiden des be-

treffenden Mitglieds für dessen restliche Amtszeit an seine Stelle tritt.

(4) Im Falle vorzeitigen Ausscheidens eines Aufsichtsratsmitglieds kann, falls ein Er-

satzmitglied nicht bestellt ist, ein neues Mitglied nur für den Rest der Amtszeit des

ausgeschiedenen Mitglieds bestellt werden.

(5) Den Vorsitz im Aufsichtsrat führt der Erste Bürgermeister. Der Aufsichtsrat wählt

zu Beginn seiner Amtszeit aus seiner Mitte dessen/deren Stellvertreter bzw. Stell-
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vertreterin. Scheidet der Stellvertreter bzw. die Stellvertreterin aus seinem/ihrem

Amt aus, hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Ersatzwahl vorzunehmen.

§   8

Aufsichtsrat; Aufgaben, Zustimmungsvorbehalte

(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführer bzw. Geschäftsführerinnen zu beraten

und deren Geschäftsführung zu überwachen. Er kann von der Geschäftsführung

jederzeit einen Bericht über die Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, die

Bücher und Schriften der Gesellschaft einsehen und prüfen sowie örtliche Besich-

tigungen vornehmen; er kann damit auch einzelne Mitglieder oder für bestimmte

Aufgaben besondere Sachverständige beauftragen. Dem Aufsichtsrat soll nicht

mehr als ein ehemaliges Mitglied der Geschäftsführung angehören, Aufsichtsrats-

mitglieder sollen keine Organfunktionen oder Beratungsaufgaben bei wesentli-

chen Wettbewerbern des Unternehmens ausüben.

(2) Dem Aufsichtsrat obliegt die Bestellung, Anstellung und Abberufung der Ge-

schäftsführer bzw. Geschäftsführerinnen. Die Bestellung erfolgt auf höchstens

fünf Jahre, wiederholte Bestellung ist zulässig. Die weitere Zustimmung durch

einen Gesellschafterbeschluss bleibt hiervon unberührt (§ 11 Abs. 1 Nr. 4). 

(3) Der Zustimmung des Aufsichtsrates bedürfen:

1. die Bestellung und Abberufung von Prokuristen bzw. Prokuristinnen und

Generalbevollmächtigten, eine Einzelprokura darf nicht erteilt werden.

2. der Wirtschaftsplan und seine Änderungen sowie Entscheidungen über

Aufträge, die im Wirtschaftsplan nicht vorgesehen sind oder bei denen die An-

sätze im Wirtschaftsplan überschritten werden, ab einer in der Geschäftsanwei-

sung des Aufsichtsrates für die Geschäftsführung festgelegten Wertgrenze,

3. Marketing- und Werbepläne,

4. Grundstücksgeschäfte sowie Abschluss, Änderung oder Aufhebung von

Miet- und Pachtverträgen ab einer vom Aufsichtsrat in der Geschäftsanweisung
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des Aufsichtsrates für die Geschäftsführung zu bestimmenden Zeitdauer

und/oder Wertgrenze,

5. die Aufnahme von Anleihen oder Krediten ab einer vom Aufsichtsrat

festzulegenden Wertgrenze, sofern damit das mit dem Wirtschaftsplan geneh-

migte Aufnahmevolumen überschritten wird,

6. die Festlegung von Grundsätzen und Handlungsrahmen für die Aufnah-

me und Gewährung von Krediten und Darlehen sowie die Übernahme von

Bürgschaften, Garantien sowie sonstigen Verpflichtungen zum Einstehen für

fremde Verbindlichkeiten,

7. die allgemeinen Vereinbarungen und Maßnahmen zur Regelung der ar-

beits- und versorgungsrechtlichen Verhältnisse der Beschäftigten, mit finanziel-

len Auswirkungen,

8. der Abschluss von Vermögensschaden-Haftpflichtversicherungen

(D&O-Versicherungen) für Geschäftsführungen,

9. die Gründung anderer Unternehmen, der Erwerb, die Veräußerung so-

wie Belastung von Beteiligungsrechten, die Maßnahmen i.S.d. § 14 Abs. 3

Satz 2 sowie die Errichtung, Verlegung und Aufhebung von Zweigniederlassun-

gen oder Betriebsstätten.

(4) Der Aufsichtsrat kann für bestimmte Arten von Geschäften seine Zustimmung all-

gemein erteilen.

(5) Der Aufsichtsrat bestimmt in einer von ihm zu beschließenden Geschäftsanwei-

sung für die Geschäftsführung, welche weiteren Geschäfte nur mit seiner Zustim-

mung vorgenommen werden dürfen.

(6) Im Übrigen bestimmen sich die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates nach den

aktienrechtlichen Vorschriften.
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§   9

Aufsichtsrat; Geschäftsordnung, Ausschüsse

(1) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2) Er kann Ausschüsse von mindestens drei seiner Mitglieder bilden und ihnen ein-

zelne seiner Aufgaben zur Vorbereitung oder, soweit § 107 Absatz 3 Satz 2 des

Aktiengesetzes nicht entgegensteht, durch einstimmigen Beschluss zur selbst-

ständigen Erledigung übertragen.

(3) Der Aufsichtsrat bildet einen Wirtschaftsausschuss, der aus drei Mitgliedern be-

steht und in den jeweils ein Vertreter der Freien und Hansestadt Hamburg, der

Handelskammer Hamburg und der Kreise und Landkreise der Metropolregion

Hamburg entsandt werden. Aufgabe des Wirtschaftsausschusses ist es, in eilbe-

dürftigen Fällen über die Zustimmung nach § 8 Absatz 3 Ziffer 2 für den Aufsichts-

rat zu entscheiden.

§  10

Aufsichtsrat; Beschlussfähigkeit, Stellvertretung

(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder

an der Beschlussfassung teilnimmt; § 108 Abs. 3 AktG ist anwendbar. Das glei-

che gilt für die Ausschüsse mit der Maßgabe, dass in jedem Fall mindestens drei

Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen müssen.

(2) Der Aufsichtsrat und seine Ausschüsse fassen ihre Beschlüsse mit einfacher

Stimmenmehrheit. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. Bei Stimmengleich-

heit gibt die Stimme des bzw. der Vorsitzenden den Ausschlag.

(3) Stellvertreter bzw. Stellvertreterinnen von Aufsichtsratsmitgliedern können nicht

bestellt werden. An den Sitzungen des Aufsichtsrates und seiner Ausschüsse

können jedoch Personen, die dem Aufsichtsrat nicht angehören, anstelle von ver-

hinderten Aufsichtsratsmitgliedern teilnehmen, wenn sie von diesen hierzu schrift-
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lich ermächtigt sind. Sie können auch schriftliche Stimmabgaben der abwesenden

Aufsichtsratsmitglieder überreichen.

§  11

Gesellschafterversammlung

(1) Die Gesellschafterversammlung beschließt über 

1. die Feststellung des Jahresabschlusses, die Genehmigung des Lagebe-

richts und die Verwendung des Jahresergebnisses oder Bilanzgewinns,

2. die Entlastung der Geschäftsführung und des Aufsichtsrats,

3. die Wahl des Abschlussprüfers,

4. die Zahl der Geschäftsführer bzw. Geschäftsführerinnen und über die Be-

dingungen der Anstellungsverträge sowie deren Änderung,

5. die Zustimmung zur Verfügung über Geschäftsanteile oder über Teile von

solchen.

(2) Ein Gesellschafter ist auch in eigenen Angelegenheiten und insbesondere zu

den in § 47 Abs. 4 GmbHG aufgeführten Beschlussgegenständen stimmberech-

tigt.

(3) Gesellschafterbeschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen

gefasst, soweit nicht Gesetz oder Gesellschaftsvertrag eine größere Mehrheit

vorsehen. Je Euro 500,-- eines Geschäftsanteiles gewähren eine Stimme.

Stimmenthaltungen zählen als Nein-Stimmen. Jeder Gesellschafter kann sich

bei der Beschlussfassung durch einen anderen Gesellschafter vertreten lassen.

Die Bevollmächtigung hat schriftlich zu erfolgen. Die Landkreise und Kreise sind

verpflichtet, zur Wahrnehmung ihrer Gesellschafterrechte einen gemeinsamen

Vertreter zu bestellen und entsprechend zu bevollmächtigen. Bis zur Bestellung

eines gemeinsamen Vertreters ruhen die Gesellschafterrechte der Landkreise

und Kreise.
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§  12

Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

§  13

Jahresabschluss; Aufstellung, Prüfung, Beschluss

(1) Die Geschäftsführung hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für das

vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss und den Lagebericht aufzustel-

len und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Für die Aufstellung und Prüfung des

Jahresabschlusses und des Lageberichts sind die Vorschriften des Dritten Bu-

ches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften anzuwenden.

Nach Prüfung durch den Abschlussprüfer legt die Geschäftsführung unverzüglich

den Jahresabschluss, den Lagebericht sowie einen Vorschlag für die Verwen-

dung des Jahresergebnisses oder Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat vor. 

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für

die Verwendung des Jahresergebnisses oder Bilanzgewinns zu prüfen und über

das Ergebnis schriftlich an die Gesellschafterversammlung zu berichten.

(3) Die Gesellschafterversammlung hat in den ersten acht Monaten des neuen Ge-

schäftsjahres über die Feststellung des Jahresabschlusses, über die Genehmi-

gung des Lageberichts, über die Verwendung des Jahresergebnisses oder Bi-

lanzgewinns und über die Entlastung der Mitglieder der Geschäftsführung und

des Aufsichtsrates zu beschließen.

§  14

Beziehungen zur Freien und Hansestadt Hamburg, Beteiligungen

(1) Die für die Finanzen zuständige Behörde der Freien und Hansestadt Hamburg ist

berechtigt, sich von der Ordnungsmäßigkeit und der Zweckmäßigkeit des Ge-
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schäftsgebarens zu überzeugen. Sie kann dazu durch Beauftragte Einsicht in den

Betrieb und in die Bücher und Schriften nehmen. 

(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg nimmt die Rechte aus § 53 des Haushalts-

grundsätzegesetzes in Anspruch. Dem Rechnungshof der Freien und Hansestadt

Hamburg stehen die Rechte aus § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes zu. 

(3) Die Gesellschaft darf sich an einem anderen Unternehmen mit mehr als 25 % des

Grund- oder Stammkapitals nur beteiligen, wenn hierfür die Zustimmung der zu-

ständigen Behörde der Freien und Hansestadt Hamburg vorliegt, in der Satzung

oder im Gesellschaftsvertrag dieses Unternehmens die in den Absätzen 1 und 2

genannten Rechte festgelegt werden und bestimmt wird, dass der Jahresab-

schluss und der Lagebericht entsprechend den Vorschriften für große Kapitalge-

sellschaften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufzustellen und zu

prüfen sind. Der Zustimmung der zuständigen Behörde bedarf es auch, wenn

eine solche Beteiligung erhöht, ganz oder zum Teil veräußert oder eine Maßnah-

me vergleichbarer Bedeutung (z.B. Kapitalerhöhung/-herabsetzung, Änderung

des Unternehmensgegenstandes, Abschluss, Änderung und Aufhebung von Be-

herrschungsverträgen, Änderung des staatlichen Einflusses im Aufsichtsorgan)

durchgeführt werden soll. Bei einer Mehrheitsbeteiligung ist außerdem eine Rege-

lung gemäß Satz 1 und 2 dieses Absatzes zu treffen. 

§ 15

Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nach Maßgabe der gesetzlichen

Vorschriften.
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§  16

Schlussbestimmungen

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages ganz oder teilwei-

se rechtsunwirksam oder nichtig sein oder werden, so wird hierdurch die Gültig-

keit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die unwirksame oder nichtige Be-

stimmung ist durch eine rechtsgültige Regelung zu ersetzen, die dem von den

Gesellschaftern erkennbar angestrebten wirtschaftlichen Zweck so nahe kommt,

als dies rechtlich nur möglich ist. Entsprechendes gilt, falls sich eine Regelungs-

lücke ergeben sollte. 

(2) Die Kosten dieses Gesellschaftsvertrages und seiner Durchführung trägt die Ge-

sellschaft.

Beschlossen in der Gesellschafterversammlung der Hamburg Marketing GmbH

(HMG) am ..... .
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